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Das Ruhrgebiet als Brennpunkt von Unternehmensinsolvenzen – Wird Nordrhein-
Westfalens industrielles Kernland zum postindustriellen Brachland? 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Am 10. Juni 2026 meldete IT.NRW für das erste Quartal 2026 insgesamt 1.720 beantragte 
Unternehmensinsolvenzen in Nordrhein-Westfalen. Das waren 9,4 Prozent mehr als im ersten 
Quartal 2025 und zugleich der dritthöchste Stand in den letzten zehn Jahren. Die 
ausfallgefährdeten Forderungen von Lieferanten summierten sich dabei auf 2,7 Milliarden 
Euro und lagen damit um 30,9 Prozent über dem Vorjahresquartal. Die höchste 
Insolvenzhäufigkeit je 10.000 Unternehmen verzeichneten Verkehr und Lagerei, Gastgewerbe 
und Baugewerbe; der Großteil der betroffenen Beschäftigten war nach ersten Auswertungen 
im verarbeitenden Gewerbe.1 
 
Der zweite „Report Ruhrgebiet“ von Creditreform weist für das Ruhrgebiet eine nochmals 
ungünstigere Risikolage aus. Die Ausfallrate lag dort bei 2,64 Prozent, die Insolvenzquote bei 
1,76 Prozent gegenüber 1,34 Prozent in Nordrhein-Westfalen. Im ersten Quartal 2026 gingen 
im Ruhrgebiet 384 Unternehmen insolvent, gegenüber 351 im Vorjahresquartal. Besonders 
deutlich stiegen die Insolvenzen im Baugewerbe von 63 auf 84 Fälle.2 
 
Zugleich verweist Creditreform auf 36.540 Gewerbeanmeldungen im Ruhrgebiet im Jahr 2025. 
Diese Zahl allein belegt jedoch noch keine substanzielle wirtschaftliche Erholung, solange 
Ausfallrate, Insolvenzquote und Forderungsvolumen hoch bleiben und gerade 
wertschöpfungsstarke Bereiche des Verarbeitenden Gewerbes weiter unter Druck stehen. 
 
IT.NRW meldete bereits für Oktober 2025 den stärksten Personalabbau unter den größeren 
Unternehmen im Verarbeitenden Gewerbe, wo die durchschnittliche Beschäftigtenzahl um 2,4 
Prozent unter dem Vorjahreswert lag.3 
 

 
1 Vgl. https://www.it.nrw/nrw-unternehmensinsolvenzen-im-1-quartal-2026-auf-dritthoechstem-stand-

der-letzten-10-jahre-128463, abgerufen am 22.06.2026. 
2 Vgl. https://www.creditreform.de/dortmund/aktuelles-wissen/pressemeldungen-fachbeitraege/news-

details/show/regionales-zweiter-report-ruhrgebiet-veroeffentlicht, abgerufen am 22.06.2026. 
3 Vgl. https://www.it.nrw/konjunktur-monitor-nrw-beschaeftigungszuwachs-im-bauhauptgewerbe-

auch-im-oktober-2025-128067, abgerufen am 22.06.2026. 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/20670 

 
 

2 

Die Ministerin für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie hat die Kleine Anfrage 
8286 mit Schreiben vom 27. Juli 2026 namens der Landesregierung im Einvernehmen mit dem 
Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales und der Ministerin für Heimat, Kommunales, Bau 
und Digitalisierung beantwortet. 
 
 
1. Welche strukturellen Standortfaktoren erklären nach Einschätzung der Landesre-

gierung, dass Ausfallrate und Insolvenzquote im Ruhrgebiet deutlich ungünstiger 
ausfallen als im nordrhein-westfälischen Durchschnitt? 

 
Das Ruhrgebiet ist wie kaum eine andere Region in Deutschland von Strukturwandel und 
Transformation betroffen. Die Region hat die Transformation von einer ehemaligen Montanre-
gion hin zu einer wissensintensiven Industrie- und Dienstleistungswirtschaft mit Schwerpunk-
ten in den Bereichen Energie, Logistik, Chemie und Gesundheitswirtschaft zu bestehen. 
Gleichzeitig trägt das Ruhrgebiet Belastungen durch den andauernden Strukturwandel wie der 
im Landesvergleich überdurchschnittlichen Arbeitslosenquote. Grundsätzlich sind bei Unter-
nehmensinsolvenzen jedoch immer auch unternehmensindividuelle Gründe ausschlagge-
bend, in die die Landesregierung naturgemäß keinen Einblick hat. 
 
 
2. Welche Branchen und Unternehmensgrößenklassen waren nach Kenntnis der 

Landesregierung im Ruhrgebiet im ersten Quartal 2026 besonders häufig von Un-
ternehmensinsolvenzen betroffen?  

 
Laut Auskunft von Information und Technik Nordrhein-Westfalen (IT.NRW) wurden im ersten 
Quartal 2026 im Baugewerbe mit 123 Unternehmensinsolvenzen die meisten Insolvenzen ge-
meldet (absolute Anzahl). Unternehmen mit zwei bis fünf Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern waren mit 38 Verfahren am häufigsten betroffen. Die Aussagekraft dieser Auswertung 
ist jedoch eingeschränkt, da bei 412 Verfahren die Zahl der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer unbekannt war oder keine Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer beschäftigt wurden. Die 
nachgewiesene Anzahl der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ist daher unvollständig. 
 
 
3. Welche landespolitisch beeinflussbaren Belastungen verschärfen nach Einschät-

zung der Landesregierung die Insolvenzentwicklung im Baugewerbe im Ruhrge-
biet? 

 
Im Baugewerbe wird zyklisch, saisonal und projektbezogen gearbeitet. Zins- und Politikimp-
ulse, Wetter und Kapazitätsengpässe übersetzen sich direkt in Auslastungswellen. Das Bau-
gewerbe gehört zu den krisenempfindlichsten Branchen allgemein – auch in Nordrhein-West-
falen.  
 
Beeinflussbaren Belastungen, z.B. hohen bürokratischen Hürden und langen Planungspro-
zessen, setzt die Landesregierung ein Maßnahmenpaket aus verschiedenen Säulen entge-
gen. 
 

• Das Aufstocken des Wohnraumförderprogramms auf ein Gesamtvolumen von 12 Milli-
arden Euro bis 2027 

• Die Novellierung der Landesbauordnung, mit der Intention das Bauen schneller und kos-
tengünstiger zu machen 

• Die Einführung von „Beschleunigung- und Entlastungspaketen“ (digitaler Bauantrag, Ab-
schaffung von Berichtspflichten, erleichterte Verwendungsnachweise). 
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An diesen Stellschrauben arbeitet die Landesregierung erfolgreich, die weltpolitische Lage 
zwingt durch Materialengpässe und enorme Kostensteigerungen zu einem Umdenken gerade 
in der Baubranche. Es wird verstärkt das Wiederverwenden von Baustoffen erprobt sowie der 
Einsatz regionaler Baustoffe (Stichwort „Bauen mit Holz) forciert. 
 
 
4. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung dazu vor, wie viele Beschäftigte 

im Verarbeitenden Gewerbe des Ruhrgebiets im ersten Quartal 2026 durch Unter-
nehmensinsolvenzen betroffen waren? 

 
Laut Auskunft von Information und Technik Nordrhein-Westfalen (IT.NRW) waren nach ersten 
Erkenntnissen 197 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Verarbeitenden Gewerbe des 
Ruhrgebiets von einer Unternehmensinsolvenz betroffen.  
 
Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 2 verwiesen. 
 
 
5. Welche seit Januar 2025 ergriffenen Maßnahmen der Landesregierung haben in 

den besonders risikobelasteten Ruhrgebietskommunen messbar zur Senkung 
von Ausfall- und Insolvenzrisiken beigetragen? 

 
Die Landesregierung arbeitet fortwährend und intensiv daran, die wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen im Land möglichst attraktiv zu gestalten.  
 
Zudem stehen Unternehmen in Krisensituationen eine Reihe an Unterstützungsmöglichkeiten 
zur Verfügung. Einen ersten Überblick hierzu bietet die Homepage des Wirtschaftsministeri-
ums unter https://www.wirtschaft.nrw/unternehmenssicherung im Abschnitt „Krisenbewälti-
gende Maßnahmen“.   
 
 
 

https://www.wirtschaft.nrw/unternehmenssicherung

